
Menschenrechte im Kapitalis
mus.
Da wäre beispielsweise auch 
das Recht auf Bildung zu 
nennen, ebenfalls von der BRD 
in der genannten UNO-Kon- 
vention anerkannt. 
Dessenungeachtet ist das Bil
dungssystem in der BRD ge
nauso sozial ungerecht wie die 
Gesellschaftsordnung ins
gesamt. Die Hauptschule, die 
den Kindern von Arbeitern und 
kleinen Angestellten in die
ser Bildungsschranken-Gesell- 
schaft im wesentlichen bleibt, 
markiert heute vielfach das 
Ende einer Sackgasse. 
Angesichts des aus Profitgrün
den stark reduzierten Angebots 
von Ausbildungsstellen drän
gen viele Abiturienten in Be
rufe, die bisher von Realschü
lern angestrebt wurden. Und 
Realschüler nehmen in immer 
stärkerem Maße Lehrstellen 
ein, die vor wenigen Jahren 
Hauptschulabsolventen eini
germaßen sicher waren. Haupt
schüler dagegen müssen schon 
froh sein, wenn sie als ange
lernte Hilfsarbeiter oder - wie 
es neuerdings heißt - als 
„Betriebshelfer“ ein bescheide
nes Einkommen finden. So 
entsteht ein Druck, den die 
sozial Schwächsten am stärk
sten spüren.
Carmen Kays schreibt in ihrem 
Brief: „Von uns 30 in der Klasse 
hatten am Entlassungstag die 
Hälfte weder Job noch Lehr
stelle.“
Arbeitslose Jugendliche zahlen 
sich für den kapitalistischen 
Staat und das Großkapital 
mehrfach aus. Sie sind die 
billigsten Arbeitslosen, weil sie 
wenig oder überhaupt kein 
Arbeitslosengeld bekommen. 
Sie sind unter anderem wegen 
eines Betätigungsverbots für 
Gewerkschaften an Schulen 
gewerkschaftlich und auch po
litisch am schwächsten organi
siert und können sich verhält
nismäßig schlecht gegen ihre 
Benachteiligung wehren.
Nicht ausgebildete Arbeiter

sind auf Grund ihrer sozialen 
Lage gezwungen, auf die Be
dingungen einzugehen, die die 
Ausbeuter skrupellos stellen. 
Sie kosten im Falle einer Be
schäftigung weniger Lohn, 
können bei dem üblichen Auf 
und Ab im Kapitalismus leich
ter auf die Straße geworfen 
werden. Aus sozialer Unsicher
heit schlägt das Kapital Extra-

Carmen Kays spricht in ihrem 
Brief aus, was große Teile der 
Jugend im Kapitalismus be
wegt: „Manchmal frage ich 
mich, warum lebe ich über
haupt?“ Ihre beruflichen, ge
sellschaftlichen und persönli
chen Entwicklungsmöglichkei
ten sind stark eingeengt. Tau
sende stehen wie Carmen buch
stäblich vor einem Nichts. Viele 
verlieren die Hoffnung, jemals 
ihre eigenen, unbefriedigenden 
Verhältnisse ändern zu können, 
und verzweifeln.
Mit Rauschgift versuchen nicht 
wenige junge Leute, den ihnen 
von der kapitalistischen Gesell
schaft aufgezwungenen Proble
men zu entgehen. Die Folge: 
steigende Todesziffern. In 
Nordrhein-Westfalen beispiels
weise wurden in den ersten elf 
Monaten des vergangenen 
Jahres 46 Heroin-Tote regi
striert, gegenüber 15 im Jahr 
zuvor. In München gab es 20, in 
Niedersachsen 19, in Frankfurt 
(Main) 26 Tote, meist jugend
liche Arbeitslose.
Hinzu kommt, daß bei Jugend
lichen in der BRD der Selbst
mord die zweithäufigste To
desursache nach Verkehrsun
fällen ist. Im April dieses Jahres 
bereitete beispielsweise in Neu
haus bei Nürnberg ein Sech
zehnjähriger seinem Leben ge
waltsam ein Ende, nachdem er 
auf seine vielen Bewerbungen 
trotz seines guten Schulzeug
nisses nur ablehnende Ant
worten erhalten hatte.
Nicht wenige, die die kapitali-

profit.
Und noch eines: Glaubt man 
mit arbeitslosen Jugendlichen 
willfähriges Kanonenfutter zu 
bekommen? Denn es muß doch 
zu denken geben, daß für 
Ausbildungsplätze in der Bun
deswehr immer genug Geld 
vorhanden ist, aber für Lehr
stellen im zivilen Leben an
geblich nicht.

einzige Alternative

stische Gesellschaft in den 
Teufelskreis der Arbeits- und 
Perspektivlosigkeit getrieben 
hat, werden in ihrer Verzweif
lung straffällig. In Bayern bei
spielsweise stieg bei Diebstahl 
und Körperverletzung der 
Anteil der jugendlichen Tat
verdächtigen, die keine Arbeit 
haben, in den Jahren 1973 bis 
1975 um 44 Prozent bei den 
Mädchen und sogar um 48,8 
Prozent bei den Jungen.
Doch weder Verzweiflung noch 
Flucht in den Rausch führen 
aus der Misere heraus. Den 
einzig realen Ausweg weist die 
DKP, die in der BRD am 
konsequentesten die Rechte 
aller Ausgebeuteten vertritt. 
Auf ihrem Bonner Parteitag im 
März 1976 unterstrich sie:
Die Herrschenden sind nicht 
allmächtig. Die sozialen Er
rungenschaften und demokra
tischen Rechte können vertei
digt werden, wenn man aktiv 
dafür eintritt. Die Erfahrungen 
besagen: Der Schlüssel zu je
dem Erfolg im Kampf gegen 
das Großkapital, gegen die 
Abwälzung der Krisenlasten 
auf das Volk ist und bleibt die 
Aktionseinheit der Arbeiter
klasse und das breite Bündnis 
der antimonopolistischen, de
mokratischen Kräfte.
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